Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1640 


01. 02. 74 
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Verordnung 

der Bundesregierung 


Aufhebbare verkündete Einunddreißigste Verordnung 
zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 


Aut Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 2, 6a, 
23, 26 und 33 Abs. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes 
vom 28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 481), zuletzt 
geändert durch das Zweite Gesetz zur Änderung 
des Außenwirtschaftsgesetzes vom 23. Februar 1973 
(Bundesgesetzbl. I S. 109), verordnet die Bundesre- 
gierung: 

' § 1 

Die Außenwirtschaftsverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31. August 1973 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1069), zuletzt geändert durch die Drei- 
ßigste Verordnung zur Änderung der Außenwirl- 
schaftsverordnung vom 17. Januar 1974 (Bundesge- 
setzbl, I S. 49), wird wie folgt geändert: 

1. § 52 erhält folgende Fassung: 

.§ 52 

Beschränkung nach § 23 
Abs. 1 Nr. 4, 5 und 6 AWG 

(1) Rechtsgeschäfte, die den entgeltlichen Er- 
werb 

1. inländischer, auf Deutsche Mark lautender 

a) Schatz Wechsel, 

b) unverzinslicher Schatzanweisungen, 

c) Vorratsstellenwechsel, 

d) bankgirierter Wechsel, die auf einen Ge- 
bietsansässigen gezogen und im Wirt- 
schaftsgebiet zahlbar sind, sowie bank- 
girierter eigener Wechsel, die ein Gebiets- 
ansässiger ausgestellt hat, 

e) Wechsel, die ein Gebietsansässiger ausge- 
stellt und ein gebietsansässiges Kreditinsti- 
tut angenommen hat, 

durch Gebietsfremde von Gebietsansässigen, 

2. inländischer Inhaber- oder Orderschuldver- 

schreibungen oder Schuldbuchforderungen, die 


vom Tage des Erwerbs durch Gebietsfremde 
von Gebietsansässigen an innerhalb von vier 
Jahren insgesamt oder mit der letzten Til- 
gungsrate fällig werden, 

3. inländischer Inhaber- oder Orderschuldver- 
schreibungen oder Schuldbuchforderungen 
durch Gebietsfremde von Gebietsansässigen 
unter der Verpflichtung des Gebietsansässigen, 
die Wertpapiere oder Schuldbuchforderungen 
innerhalb von vier Jahren zu einem fest be- 
stimmten Preise zurückzuerwerben, oder in- 
ländischer Inhaber- oder Orderschuldversdirei- 
bungen oder Schuldbuchforderungen, deren 
Rücknahme der Gebietsfremde innerhalb die- 
ses Zeitraums verlangen kann, 

oder 

4. von Forderungen gegenüber Gebietsansässi- 
gen durch Gebietsfremde von Gebietsansässi- 
gen 

zum Gegenstand haben, bedürfen der Genehnii- 
gung. 

(2) Absatz 1 Nr, 4 findet keine Anwendung, 
wenn die von dem Gebietsansässigen in einem 
Kalenderjahr entgeltlich veräußerten Forderun- 
gen den Betrag von insgesamt einhunderttausend 
Deutsche Mark nicht überschreiten." 

2, In § 59 Abs. 2 Nr. 1 wird das Wort „fiinlhundert" 
durch das Wort „eintausend" ersetzt. 

3. § 62 erhält folgende Fassung: 

62 

Meldung der Forderungen 
und Verbindlichkeiten 

(1) Gebietsansässige, ausgenommen Geldinsti- 
tute, haben ihre Forderungen und Verbindlich- 
keiten gegenüber Gebietsfremden zu melden. 
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wenn diese Forderungen oder Verbindlichkeiten 
bei Ablauf eines Monats jeweils zusammenge- 
rechnet mehr als einhunderttausend Deutsche 
Mark betragen. 

(2) Die Forderungen und Verbindlichkeiten sind 
jeweils monatlich bis zum zehnten Tage des fol- 
genden Monats nach dem Stand des letzten 
Werktages des Vormonats mit dem Vordruck 
„Forderungen und Verbindlichkeiten aus Finanz- 
beziehungen mit Gebietsfremden" (Anlage Z 5 
Blatt 1 und Blatt 2) in doppelter Ausfertigung zu 
melden, sofern nicht Absatz 3 etwas anderes vor- 
schreibt. 

(3) Forderungen und Verbindlichkeiten aus 
dem Waren- und Dienstleistungsverkehr mit Ge- 
bietsfremden einschließlich der geleisteten und 
entgegengenommenen Anzahlungen sind jeweils 
monatlich bis zum zwanzigsten Tage des folgen- 
den Monats nach dem Stand des letzten Werk- 
tages des Vormonats mit dem Vordruck „Forde- 
rungen und Verbindlichkeiten gegenüber Gebiets- 
fremden aus dem Waren- und Dienstleistungs- 
verkehr" (Anlage Z 5a) in doppelter Ausferti- 
gung zu melden. 

(4) Entfällt für einen Gebietsansässigen, der für 
einen vorangegangenen Meldestichtag melde- 
pflichtig war, wegen Unterschreitens der in Ab- 
satz 1 genannten Betragsgrenze die Meldepflicht, 
so hat er dies bis zum zwanzigsten Tage des 
darauf folgenden Monats der Meldestelle 
schriftlich anzuzeigen." 

4. § 65 wird aufgehoben. 

5. In § 69 Abs. 3 wird das Wort „fünfhundert" durch 
das Wort „eintausend" ersetzt. 

6. § 69a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Deutsche Bundesbank wird ermäch- 
tigt, die Höhe des Depotsatzes im Einverneh- 
men mit dem zuständigen Bundesminister 
durch Rechtsverordnung festzulegen. Erhöht 
sie den Depotsatz, so findet der höhere De- 
potsatz auf solche Verbindlichkeiten Anwen- 
dung, die nach der Erhöhung entstanden sind. 
Liegen die rechtlichen Voraussetzungen hier- 
für vor, so kann die Deutsche Bundesbank 
durch Rechtsverordnung den höheren Depot- 
satz auch für Verbindlichkeiten festlegen, 
die innerhalb eines Zeitraums von zwei Mo- 
naten vor der Erhöhung entstanden sind. Bei 
der Verlängerung der Laufzeit von Krediten 
ist statt des Zeitpunkts der Entstehung der 


Verbindlichkeit der Zeitpunkt der Verlänge- 
rung maßgebend." 

b) Absatz 4 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Der Freibetrag beträgt einhunderttausend 
Deutsche Mark." 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 einge- 
fügt: 

„(5) Finden auf die depotpflichtigen Ver- 
bindlichkeiten unterschiedliche Depotsätze 
Anwendung, so ist ihr Monatsdurchschnitt 
gemäß Absatz 4 für jeden Depotsatz getrennt 
zu berechnen. Der Freibetrag von einhundert- 
tausend Deutsche Mark und der in § 69b 
Abs. 3 genannte Exporteurfreibetrag sind in 
diesem Fall zunächst von dem Monatsdurch- 
schnitt derjenigen depotpflichtigen Verbind- 
lichkeiten abzuziehen, auf die der jeweils 
niedrigste Depotsatz Anwendung findet." 

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

7. In § 69c Abs. 1 wird das Wort „fünfzigtausend" 

durch das Wort „einhunderttausend" ersetzt. 

8. § 71 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 erhält die Nummer 8a folgende 
Fassung: 

„8 a. ohne die nach § 52 erforderliche Geneh- 
migung ein Rechtsgeschäft über den Erwerb 
von Wertpapieren, Schuldbuchforderungen, 
Wechseln oder Forderungen vornimmt,". 

b) In Absatz 2 wird in Nummer 10 die Zahl 
„65" durch die Zahl „66" ersetzt. 

9. a) Die Anlagen Z 6 und Z 7 zur Außenwirt- 

schaftsverordnung werden aufgehoben. 

b) Die Anlage Z 5a zur Außenwirtschaftsverord- 
nung erhält die Fassung der Anlage 1 zu die- 
ser Verordnung. 

c) Die Anlage D 1 zur Außenwirtschaftsverord- 
nung erhält die Fassung der Anlage 2 zu die- 
ser Verordnung. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft, § 1 Nr. 3, 4 und 8 Buchstabe b 
jedoch erst am 29. März 1974. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 1. Februar 1974 1/4 (IV/2) — 651 09 — Au 30/74. Die 
Verordnung ist von den Bundesministern der Finanzen und für Wirtschaft gemeinsam erstellt worden. Ver- 
kündet am 31. Januar 1974 im Bundesgesetzbl. 1 S. 122. Gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des Bundes- 
rates zugeleitet. 
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Anlage Z 5a zur AWV 
In zweifacher Ausfertigung 


Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber Gebietsfremden 
aus dem Waren- und Dienstleistungsverkehr 
Meldung nach § 62 Abs. 3 der AuBenwirtschaftsverordnung 


Bereichs Nr. 


An 

Landeszentralbank, Hauptstelle/Zweigstelle 


Monatliche Meldung nach dem Stand vom 
Name oder Firma 

des Meldepflichtigen 


Gewerbe 

Postleilzatil 


zur Weiterleitung an die 
DEUTSCHE BUNDESBANK S 14 

Frankfurt am Main 



Anschrift 


- Beträge in TAUSEND DM - 


Forderungen 

I nsgesamt 

Deutsche Mark 

Fremdwährung 1) 

Verbindlichkeiten 

1 nsgesamt 

Deutsche Mark 

Fremdwährung 1) 

1. Forderungen aus Warenlieferungen 
und Leistungen 

a) an gebiets-^remde verbundene 
Unternehmen 

b) an sonstige Gebi etsfremde 

21 


I 


1. Verbindlichkeiten aus Waren- 
lieferungen und Leistungen 

a) gegenüber gebietsfremden 
verbundenen Unternehmen 

b) gegenüber sonstigen 

Gebi etsfremden 

25 


i 

j 


22 




26 




2. Geleistete Anzahlungen 
(für Wareneinfuhr etc.) 

a) an gebt et s fremde verbundene 
Unternehmen 

b) an sonstige Gebietsfremde 

23 




2. Empfangene Anzahlungen 
(für Warenausfuhr etc.) 

a) von gebietsfremden 
verbundenen Unternehmen 

b) von sonstigen Gebietsfremden 

27 




2A 




28 





1) Währungsbeträge in DM ungerechnet 


U 

rt) 


03 

5 

Q- 

<J> 

(/: 

qT 

tC 


QJ 

O) 

o' 

a 

03 


Postleitzahl 


Ort und Datum 


Fernruf 


Hausapparat ^ 


00 


Unterschrift 


Anlage 1 der Verordnung 




Vordr. AWV-D 1 
1. 74 - 350 000 
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Anlage 2 der Verordnung 

Anlage D1 | 
zur AWV 


ln vierfacher Ausfertigung 
(darunter 1 Ausfertigung für Oberfinanzdirektion) 


I Bereichs-Nr. 


Depothaltung für Auslandsverbindiichkeiten 
Meldung nach § 69c der Außenwirtschaftsverordnung 


(Wird von LZB eingesetzt) 


für Bezugsmonat 


Landeszentralbank 

Hauptstelle/Zweigstelle 


Gewerbe 


Beträge In DM (ohne Pfennig); fremde Währungen sind in DM umzurechnen 


Name/Firma des Meldepflichtigen 

Sonderkonto Bardepot 

Nr.- - - - - 

Anschrift 

Fernsprecher Hausruf 


Berechnung des Depotbetrages 

Gesamtstand depotpflichtiger Verbindlichkeiten am Ende jedes Kalendertages im Bezugsmonat 


Tag 

Betrag 

Tag 


Betrag 

9. 




17. : 



10 . 




18, i 



11. 




19.! 



12 . 




i 

20. ! 



13. 




21. 




14. ' 

i 

i i 


22. 




i 

i 

■ 


23. 




16.: 

1 

1 

24. 


i 


i 

su : 

1 

Su 


i 

i 


1 Summe der kalendertäglichen Endstände 

2 Monatsdurchschnitt der depotpflichtigen Verbindlichkeiten 

(Summe Pos. 1 geteilt durch die Zahl der Kalendertage des Bezugsmonats) 

3 Freibetrag nach § 69a (4) AWV 

4 Abzug nach § 69b (3) AWV (Berechnung siehe Abschnitt ll) 

5 Höhe der der Berechnung des Depotbetrages zugrunde liegenden 
Verbindlichkeiten (Pos. 2 ./. Pos. 3 und 4) 

6 Depotbetrag = “a von Pos. 5 (im Depotmonat , _ z 


zu halten) 


II. Berechnung des Abzugs nach § 69b (3) AWV (Pos. 4) 

7 70 Stand der Forderungen aus an Gebietsfremde 

erbrachten Warenlieferungen oder Dienstleistungen 
gemäß § 69 b (3) AWV am Beginn des ersten Kalender- 
tages des Bezugsmonats ( -Ende des dem Bezugsmonat 
vorausgehenden Monats) 70 — 1 „j 

71 abzüglich der am Beginn des ersten Kalendertages 
des Bezugsmonats bestehenden Forderungen aus 

Transithandeisgeschäften 71./-- 1 J 

8 Von Pos. 7 anrechenbar nach § 69 b (3) AWV % 

9 abzüglich der von der Depotpflicht nach § 69 b (2) AWV ausgenommenen 
Altverbindlichkeiten ohne die nach § 69 b (1 ) Nr. 1,2 und 5 AWV ausgenommenen 
Altverbindlichkeiten am Beginn des ersten Kalendertages des Bezugsmonats 
[-Ende des dem Bezugsmonat vorangehenden Monats (s. Pos. 160)] 


1 — - 

2 L 

3 

4 

5 


100 I 000 


10 Abzug (Pos. 8 ./. Pos. 9; einzusetzen bei Pos. 4) 



Zutreffendes ankreuzen 
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III. Berechnung der depotpflichtigen Verbindlichkeiten für den letzten 
Kalendertag des Bezugsmonats 


11 Verbindlichkeiten aus bei Gebietsfremden aufgenommenen Darlehen oder sonstigen Krediten 
nach § 6 a(1) AWG (bei Kreditinstituten ohne diejenigen Verbindlichkeiten, für die bei der 
Deutschen Bundesbank Mindestreserven unterhalten werden. § 6 a (2) AWG) I I 


abzüglich 

12 Verbindlichkeiten aus der Inanspruchnahme von Zahlungszielen bis zu sechs 
Monaten oder von handelsüblichen längeren Zahiungszielen (§ 69 b (i) 

Nr. 1 a AWV) 

13 Verbindlichkeiten aus Krediten, die an bestimmte Warenlieferungen oder 
Dienstleistungen gebunden sind (§ 59 b (1) Nr. 1 b AWV) 

14 Verbindlichkeiten aus der Inanspruchnahme von Zahiungszielen und aus gebun- 
denen Krediten im Rahmen von Transithandelsgeschäften (§ 69 b (1 ) Nr. i c AWV) 

15 Verbindlichkeiten aus der Entgegennahme handelsüblicher Vorauszahlungen 
{§ 69b(1)Nr.2 AWV) 

16 Altverbindlichkeiten (ohne solche, die in Pos. 12-15 und Pos. 1 72 enthalten sind), 
die nach § 69 b (2) AWV von der Depotpflicht ausgenommen sind 


12 / _i 

13 

14 : / : 

15 ,A_i 

16 


Nachrichtlich: 160 Stand am Ende des dem Bezugsmonat 
vorausgehenden Monats 


1 7 Sonstige gemäß § 69 b ( i ’) AWV von der Depotpflicht ausgenommene 
Verbindlichkeiten (ohne Altverbindlichkeiten - Pos. 16) 


170§69b(1)Nr.3 

170 

171 §69b(1)Nr.4 

171 __1 

172§69b(1)Nr.5 

1 72 _1 

173 § 69 b (1) Nr. 6 

173 .-1 

1 74 § 69 b (1 ) Nr. 7 und 8 (nur für Kreditinstitute) 

174—1 

175 § 69 b (1) Nr.9 

175--.1 

176 §69b(1)Nr.10 

176_: 

177 §69b(1)Nr. 11 

177._.-: 


18 Bardepotpflichtige Verbindlichkeiten (Übereinstimmend mit dem im Abschnitt I für den . ^ 
letzten Kalendertag des Bezugsmonats eingesetzten Betrag) 1 ö 


l3 


□ 


Ich/Wir versichere(ern), daß die Angaben in dieser Meldung richtig und vollständig sind. 

19 Auf den Depotbetrag (Betrag wie Pos. 6) 

habe(n) ich/wir als Vorauszahlungsbeträge gehalten 

20 für die Dauer des Bezugsmonats 

21 für die Dauer des auf den Bezugsmonat folgenden Monats 

22 Den noch zu haltenden Depotbetrag (Pos. 19 ./. Pos. 20 und 21 ) in Höhe von 

werde(n) ich/wir für die Dauer des Depotmonats — . — .halten. 


19 „ 

20 / _L 

21 A_L 

22 L 


Übersteigt das Guthaben auf meinem/unserem Sonderkontojm Depotmonat 

den noch zu haltenden Depotbetrag (s. Pos. 22), so soll der Überschuß 

I I als Vorauszahlungsbetrag für die beiden folgenden Monate 

□ 23 In voller Höhe 23 

□ 24 mit einem Teilbetrag von 24 

stehenbleiben 

1 I “ soweit er nicht als Vorauszahlungsbetrag stehenbleibt ~ auf mein/unser Konto Nr 



(Wird von LZB eingesetzt) 


I 


bei - 

überwiesen werde*^ 


Name des Kreditinstituts 


Bankleitzahl 


Ort und Datum 


Unterschrift des Meldepflichtigen 
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Vermerk 

Betr.: Entwurf einer Einunddreißigsten Verordnung 
zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 


I. Allgemeines 

1. Mit der Einunddreißigsten Verordnung zur Än- 
derung der Außenwirtschaftsverordnung wird der 
bereits mit der Neunundzwanzigsten Änderungs- 
Verordnung eingeleitete Prozeß des schrittweisen 
Abbaus der zur Abwehr unerwünschter Kapital- 
zuflüsse aus dem Ausland eingeführten Be- 
schränkungen fortgesetzt. 

Aufgehoben wird das Genehmigungserfordernis 

— für die Aufnahme von Krediten im Ausland, 

— für den entgeltlichen Erwerb inländischer 
Wertpapiere mit Ausnahme von Inhaber- 
oder Orderschuldverschreibungen mit einer 
{Rest-)Laufzeit bis zu vier Jahren und 

— für die Ausstattung von Unternehmen, Zweig- 
niederlassungen und Betriebsstätten im Wirt- 
schaftsgebiet mit Vermögenswerten. 

Durch die Aufhebung der genannten Bestimmun- 
gen, die den Weg für begrenzte Kapitalzuflüsse 
freigibt, soll eine mäßigende Wirkung auf die 
Entwicklung des Wechselkurses der Deutschen 
Mark ausgeübt und damit einer unerwünschten 
Verteuerung der Einfuhren entgegengewirkt wer- 
den. Wegen der Wechselkursfreigabe gegenüber 
den Ländern, die hauptsächliche Quelle von Ka- 
pitalbewegungen sind, ist das Risiko störender 
Liquiditätszuflüsse begrenzt. 

2. Eine weitergehende Abschaffung der Kapitalver- 
kehrsbeschränkungen ist zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch nicht angebracht, weil zwischen 
den verschiedenen nationalen Finanzmärkten und 
dem Euromarkt unerwünschte Zinsdifferenzen 
fortbestehen können, deren Beeinflussung auch 
im Hinblick auf die im europäischen Währungs- 
verbund verbliebenen Partnerländer möglich 
bleiben muß. Deshalb wird das Bardepot, das die 
Aufnahme von Krediten im Ausland sowie die 
einer Kreditaufnahme gleichzustellenden Trans- 
aktionen belastet, vorläufig beibehalten. Es wird 
jedoch an die veränderte Situation durch 

— Senkung des Depotsatzes auf 20 v. H. im 
Wege einer besonderen Rechtsverordnung, 

— Erhöhung des Depotfreibetrages auf einhun- 
derttausend Deutsche Mark und 

— Einführung einer zeitlichen Begrenzung der 
Rückwirkung von etwaigen künftigen Depot- 
satzerhöhungen 

angepaßt. 


3. Zur Ergänzung des Bardepots und der Mindest- 
reserve auf Ausländereinlagen bleiben von den 
Genehmigungsvorbehalten nach § 23 AWG ins- 
besondere in Kraft; 

— ■ das Verzinsungsverbot für Guthabern auf Kon- 
ten Gebietsfremder, 

— das Genehmigungserfordernis für den entgelt- 
lichen Erwerb inländischer Geldmarktpapiere 
und inländischer Inhaber- und Orderschuld- 
verschreibungen mit einer {Rest-)Laufzeit bis 
zu vier Jahren und 

— das Genehmigungserfordernis für den entgelt- 
lichen Erwerb von Forderungen gegenüber 
Gebietsansässigen durch Gebietsfremde. 


II. Im einzelnen 

§ 1 Nr. 1 

§ 5 2 AWV unterscheidet sich von der bisherigen 

Fassung wie folgt: 

1. Absatz 1 ; Die neue Nummer 1 entspricht den 
bisherigen Nummern 1 und 2. Die in den neuen 
Nummern 2 und 3 genannten Rechtsgeschäfte wur- 
den durch die bisherige Nummer 3 erfaßt. Wäh- 
rend jedoch bisher sämtliche Rechtsgeschäfte über 
den Erwerb inländischer Wertpapiere durch Aus- 
länder einem Genehmigungserfordernis unter- 
lagen, bezieht sich die neue Nummer 2 nur auf 
Inhaber- und Orderschuldverschreibungen sowie 
auf Schuldbuchforderungen mit einer (Rest-) Lauf- 
zeit bis zu vier Jahren. Darüber hinaus ist der 
Erwerb von inländischen Inhaber- oder Order- 
schuldverschreibungen oder Schuldbuchforderun- 
gen nach der neuen Nummer 3 genehmigungs- 
bedürftig, wenn sich der Gebietsansässige ver- 
pflichtet, die Wertpapiere oder Schuldbuchforde- 
rungen innerhalb von vier Jahren zu einem fest 
bestimmten Preis zurückzuerwerben, oder wenn 
der Gebietsfremde berechtigt ist, die Rücknahme 
der Wertpapiere oder Schuldbuchforderungen in- 
nerhalb dieses Zeitraums zu verlangen. 

Die bisherige Nummer 4 (Aufnahme von Dar- 
lehen oder sonstigen Krediten im Ausland) ent- 
fällt. 

Die neue Nummer 4 (Abtretung von inländi- 
schen Forderungen an Ausländer) entspricht der 
bisherigen Nummer 5. 
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2. Absatz 2: Die Freibetragsregelung bei der Ab- 
tretung inländischer Forderungen an Ausländer 
entspricht dem bisherigen Absatz 3. Jedoch wurde 
der Freibetrag in Übereinstimmung mit der Än- 
derung des § 69 a Abs. 4 Satz 3 AWV (vgl. § 1 
Nr. 6 b der vorliegenden Verordnung) auf ein- 
himderttauscnd Deutsche Mark erhöht. 

3. Der bisherige Absatz 2 (Ausnahmevorschriften) 
entfällt wegen der generellen Aufhebung des Ge- 
nehmigungserfordernisses für Kreditaufnahmen 
im Ausland. 

4. Der bisherige Absatz 4 wird ebenfalls aufgeho- 
ben. Damit entfällt der Genehmigungsvorbehalt 
für die Ausstattung inländischer Unternehmen, 
Zweigniederlassungen und Betriebsstätten mit 
Vermögenswerten durch Ausländer. 

§ 1 Nr. 2 und 5 

Durch Heraufsetzung der in den §59Abs. 2Nr. 1 
und § 69 Abs. 3 AWV genannten Freibeträge von 
fünfhundert auf eintausend Deutsche Mark wird die 
Meldepflicht nach diesen Vorschriften erleichtert. 

§ 1 Nr. 3 

Nach der Neufassung des § 6 2 AWV unterliegen 
auch Verbindlichkeiten und Forderungen aus dem 
Waren- und Dienstleistungsverkehr mit dem Aus- 
land der Meldepflicht. Eine solche Meldepflicht be- 
stand nach der bisherigen Fassung des § 62 AWV 
nur dann, wenn der Gebietsansässige auch Forde- 
rungen oder Verbindlichkeiten aus sogenannten 
Finanzbeziehungen mit Gebietsfremden hatte. 

Die Neufassung des § 62 AWV dient der Verbes- 
serung der statistischen Informationen über Verän- 
derungen der Zahlungsbedingungen im Außen- 
wirtschaftsverkehr. Solche Veränderungen haben in 
Zeiten von Währungsunruhen eine wesentliche 
Rolle gespielt. Die neue Meldebestimmung wird der 
Deutschen Bundesbank und der Bundesregierung in 
Zukunft genauere Kenntnis über den Einfluß der 
Zahlungsbedingungen im Außenhandel auf die in- 
ternationalen Geld- und Kapitalbewegungen ver- 
mitteln. 

§ 1 Nr. 4 

Der aufgehobene § 65 AWV unterwarf bestimmte 
Forderungen und Vorauszahlungen bei Ausfuhren 
der Meldepflicht. Diese Fälle werden jetzt von dem 
neuen § 62 AWV im wesentlichen mit erfaßt. 

§ 1 Nr. 6 

Die Neufassung des § 69a AWV bringt gegenüber 
dem bisherigen Wortlaut folgende Änderungen: 

1. In dem neuen Absatz 2 wird bestimmt, daß 
eine Erhöhung des Depotsatzes grundsätzlich auf 
solche Verbindlichkeiten beschränkt ist, die nach 
der Erhöhung entstanden sind. Ausnahmsweise 
kann die Deutsche Bundesbank den höheren Satz 
auch für früher entstandene Verbindlichkeiten 
festlegen, jedoch nur unter der Voraussetzung, 
daß die rechtlichen Voraussetzungen für eine der- 


artige sogenannte unechte Rückwirkung vorliegen 
und die Verbindlichkeiten innerhalb eines Zeit- 
raums von zwei Monaten vor der Erhöhung ent- 
standen sind. Damit soll den am Wirtschaftsleben 
Beteiligten bei der Aufnahme insbesondere von 
längerfristigen Auslandskrediten weitgehende 
Sicherheit vor einer Verschlechterung ihrer wirt- 
schaftlichen Schuldnerposition durch eine spätere 
Erhöhung des Depotsatzes gegeben werden. Ob 
die rechtlichen Voraussetzungen für die auf maxi- 
mal zwei Monate beschränkte unechte Rückwir- 
kung vorliegcn, ist im gegebenen Zeitpunkt durch 
eine Abwägung der Zwecke des § 6a des Außen- 
wirtschaftsgesetzes mit dem Vertrauensschutz der 
Betroffenen zu prüfen. 

Die neue Regelung wird durch Absatz 2 Satz 4 
ergänzt, wonach bei einer Verlängerung von 
Krediten anstelle der Entstehung der Verbind- 
lichkeiten der Zeitpunkt der Verlängerung maß- 
gebend ist. Diese Vorschrift soll verhindern, daß 
inländische Kreditnehmer die Anwendung eines 
höheren Depotsatzes umgehen können, indem 
sie, anstatt neue Kredite aufzunehmen, be- 
stehende Kreditverträge verlängern (§ 1 Nr. 6a). 

2. In Absatz 4 wird der Freibetrag für depot- 
pflichtige Verbindlichkeiten von fünfzigtausend 
Deutsche Mark auf einhunderttausend Deutsche 
Mark erhöht. Hierdurch wird die Aufnahme von 
kleineren Krediten im Ausland erleichtert (§ 1 
Nr. 6b). 

3. Nach dem neuen Absatz 5 ist bei Anwendung 
unterschiedlicher Depotsätze, die sich nach der 
Neuregelung des Absatzes 2 ergeben können, der 
Monatsdurchschnitt der depotpflichtigen Verbind- 
lichkeiten für jeden Depotsatz jeweils getrennt 
zu berechnen. Ferner sind die in den § 69 a Abs. 4 
und § 69 b Abs. 3 AWV genannten Freibeträge 
zunächst von dem Monatsdurchschnitt derjenigen 
Verbindlichkeiten abzuziehen, auf die der jeweils 
niedrigste Depotsatz Anwendung findet (§ 1 
Nr. 6 c). 

4. Der bisherige Absatz 5 entspricht Absatz 6 § 1 
Nr. 6d). 

§ 1 Nr. 7 

In § 69 d (Meldepflicht für Verbindlichkeiten aus 
der Aufnahme von Verbindlichkeiten im Ausland) 
wird der Freibetrag wie in § 69 a Abs. 4 AWV (vgl. 
§ 1 Nr. 6 b der vorliegenden Verordnung) von fünf- 
zigtausend Deutsche Mark auf einhunderttausend 
Deutsche Mark erhöht. 

§ 1 Nr. 8 

Der neue Wortlaut des § 71 AWV (Ordnungs- 
widrigkeiten) berücksichtigt den Wegfall der Be- 
schränkungen für bestimmte Wertpapiergeschäfte, 
für die Aufnahme von Krediten sowie für die Aus- 
stattung inländischer Unternehmen, Zweignieder- 
lassungen und Betriebsstätten mit Vermögenswer- 
ten (vgl. hierzu § 1 Nr. 1 der vorliegenden Verord- 
nung). 
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§ 1 Nr. 9 

Die Anlagen Z6 und Z7 zur Außenwirtschaftsver- 
ordnung entfallen wegen der Aufhebung des § 65 
AWV. Die neue Anlage Z 5a zur Außenwirt- 
schaftsverordnung (Anlage 1 der vorliegenden Ver- 
ordnung) trägt der erweiterten Meldepflicht nach 
§ 62 AWV Rechnung. Die neue Anlage Dl zur 
Außenwirtschaftsverordnung (Anlage 2 der vorlie- 
genden Verordnung) enthält im Vergleich zu der 
bisherigen Anlage D 1 in den Positionen 7 bis 9 eine 
redaktionelle Berichtigung. Außerdem berücksich- 
tigt sie die Heraufsetzung des Freibetrages für de- 
potpflichlige Verbindlichkeiten auf einhunderttau- 
send Deutsche Mark, 


§2 

Diese Bestimmung regelt den räumlichen Geltungs- 
bereich der Verordnung. 

§3 

Diese Vorschrifft betrifft den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens der Verordnung. Die erweiterten Melde- 
pflichten gemäß § 62 AWV gelten im Hinblick auf 
die notwendige Umstellungszeit bei den in Betracht 
kommenden Unternehmen erst ab 29. März 1974. 
Bei diesem Datum handelt es sich um den letzten 
Werktag des Monats März, für den die in § 62 Abs. 3 
AWV genannten Forderungen und Verbindlichkei- 
ten erstmals der Deutschen Bundesbank gemeldet 
werden müssen, 


© Bll 4r20.<0 2, 74 


8 



